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den Abhängigkeit der französischen Wirt­
schaft vom westdeutschen Monopolkapital 
führen, die französische Wirtschaft weiter 
schwächen und den Lebensstandard der 
Werktätigen Frankreichs senken. Eine 
solche Entwicklung aber wird unweiger­
lich die Widersprüche verschärfen, ins­
besondere zwischen dem deutschen und 
dem französischen Imperialismus.

Was sind die Motive, die die Projekte 
des „Gemeinsamen Marktes“ für die 
französischen Monopole interessant 
machen? Das im Gegensatz zu den be­
stehenden ökonomischen Tatsachen vor­
handene Interesse der französischen 
Großbourgeoisie resultiert aus der Hoff­
nung, durch eine Senkung der Zölle ein 
Druckmittel gegen ihre Arbeiterklasse in 
die Hände zu bekommen, um mit dessen 
Hilfe die ganze Last einer Herabsetzung 
der Produktionskosten auf die Arbeiter 
abwälzen zu können. Auf diese Weise 
soll die französische Industrie wieder 
konkurrenzfähig gemacht werden. Durch 
den „Gemeinsamen Markt“, so glaubt die 
französische Bourgeoisie auch, könnten 
sie die deutschen Konkurrenten unter 
Kontrolle halten, sich wieder eine Vor­
machtstellung auf dem europäischen Kon­
tinent sichern und gleichzeitig den west­
deutschen Einfluß eindämmen. Ein wei­
teres Motiv ist in der Absicht zu suchen, 
Westdeutschland an ihre überholte Kolo­
nialpolitik zu binden und westdeutsches 
Kapital für gemeinsame Investitionen in 
den afrikanischen Kolonien zu gewinnen; 
denn Frankreich allein ist ökonomisch zu 
schwach, um ein großangelegtes kolonia­
les Ausbeutungsprogramm zu verwirk­
lichen. Und obendrein möchte es sich in 
Bonn noch einer militärischen und poli­
tischen Unterstützung im Kampf gegen 
die koloniale Befreiungsbewegung der 
afrikanischen Völker versichern. Schließ­
lich gibt es unter den französischen 
Monopolisten auch die Auffassung, daß es 
für Frankreich vorteilhafter sei, gemein­
sam mit den westdeutschen Konkurren­
ten innerhalb des „Gemeinsamen 
Marktes“ aufzutreten, als einem von 
Westdeutschland geschaffenen Wirt­
schaftsblock gegenüberzustehen.

So wird der „Gemeinsame Markt" in 
keiner Weise zum Erlöschen der Gegen­

sätze zwischen den westeuropäischen 
Monopolisten führen, sondern insbeson­
dere die Machtkämpfe zwischen dem 
deutschen und dem französischen Mono­
polkapital um die Vorherrschaft in West­
europa weiter verschärfen.

II.
Die Verfechter des „Gemeinsamen 

Marktes“ versuchen, die Werktätigen der 
beteiligten Länder für ihre Projekte mit 
den Behauptungen zu gewinnen, daß ein 
Markt mit einer Bevölkerung von 160 Mil­
lionen eine große spezialisierte Massen­
produktion ermögliche, die zu einer Sen­
kung der Produktionskosten und damit 
zu einer Senkung der Preise führen 
würde. Das sind jedoch billige Köder. 
Eine ernsthafte Prüfung ähnlicher Be­
hauptungen entlarvt die imperialisti­
schen Ideologen. Auch bei der Bildung 
der Montan-Union behaupteten ihre Be­
fürworter, daß die Montan-Union zu einer 
Senkung der Produktionskosten und da­
mit der Preise für Eisen, Stahl und Kohle 
führen würde. In Wirklichkeit aber sind 
die Preise ihrer Erzeugnisse in den 
letzten Jahren um mehr als 20 Prozent 
gestiegen. Das wirkte sich so aus, daß 
z. B. in Westdeutschland von 1950—1956 
die Verbraucherpreise für Eisenwaren 
um 41 und für Kohle um 56 Prozent ge­
stiegen sind. Genau dasselbe würde auch 
nach der Verwirklichung des kleineuro­
päischen Zollpaktes eintreten. Das kann 
auch gar nicht anders sein; denn der 
„Gemeinsame Markt“' des westeuro­
päischen Monopolkapitals soll ja nicht 
geschaffen werden, um den Lebensstan­
dard der Werktätigen zu heben, sondern 
ausschließlich, um den Monopolen höhere 
Profite zu sichern.

Dem gleichen Zweck dient die im ge­
samten Bereich des „Gemeinsamen 
Marktes“ vorgesehene sogenannte „so­
ziale Harmonisierung“ (gemeint ist eine 
Angleichung der Löhne, Steuern und 
Soziallasten der einzelnen Länder unter­
einander). Die „soziale Harmonisierung“ 
würde dem sozialen Fortschritt, der durch 
den Kampf der Arbeiter in einzelnen 
Teilnehmerländern erzwungen wurde, 
entgegenwirken und dort zum Abbau der 
sozialen Rechte der Werktätigen führen. 
Das kann man an folgender Statistik des


